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Kreis Lippe 
 
374 Öffentliche Zustellung einer Ordnungsverfü-

gung 
 
Öffentliche Zustellung einer Ordnungsverfügung gegen 
Frau Sabine Thielemann 
 
Bekanntmachung 
 
Gegen  
Frau Sabine Thielemann 
zuletzt wohnhaft: 
Vor der Recke 14 
32756 Detmold, 
 
ist am 21.09.2011 unter dem Aktenzeichen 4.1-37/2010 
eine Ordnungsverfügung erlassen worden. 
 
Die Ordnungsverfügung kann nicht zugestellt werden, da 
die Empfängerin unbekannten Aufenthaltes ist. 
 
Nach § 10 Abs. 1 Verwaltungszustellungsgesetz (VwZG) 
wird der Bescheid öffentlich zugestellt. 
 
Den Bescheid kann die Betroffene beim Landrat des Krei-
ses Lippe, Felix-Fechenbach-Straße 5, 32756 Detmold, 
Zimmer 621, während der allgemeinen Öffnungszeiten ein-
sehen und in Empfang nehmen. 

 
Der Bescheid gilt als zugestellt, wenn seit dem Tage der 
Veröffentlichung dieser Bekanntmachung 2 Wochen ver-
strichen sind (§10 Abs. 2 VwZG). 
 
Kreis Lippe 
Der Landrat 
Abt. 4.01 –Umwelt Verwaltung 
Az.: 4.1-37/2010 
 
Detmold, den 21.09.2011 
 
Der Landrat  
Im Auftrag 
 
 
(gez. Diekjobst) 

Kr.Bl. Lippe 10.10.2011 
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Stadt Blomberg 
 
375 Hinweis auf Veröffentlichung der 4. Satzung 

zur Änderung der Satzung des Abfallwirt-
schaftsverbandes Lippe 

 
Die 4. Satzung zur Änderung der Satzung des Abfallwirt-
schaftsverbandes Lippe vom 26.11.2010 ist nach Ab-
schluss des Anzeigeverfahrens von der Aufsichtsbehörde 
am 26.04.2011 im Amtsblatt für den Regierungsbezirk 
Detmold veröffentlicht worden. 
Auf diese Veröffentlichung weise ich hiermit als Mitglied 
des Verbandes gem. § 11 Abs. 1 des Gesetzes über kom-
munale Gemeinschaftsarbeit hin. 
 
Blomberg, den 22.09.2011 
 
Stadt Blomberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Geise 

Kr.Bl. Lippe 10.10.2011 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
376 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 01/29 

„Gewerbegebiet östlich des Flachsmarktes“ 
und 3. Änderung des Flächennutzungsplanes 
der Stadt Blomberg; hier öffentliche Ausle-
gung 

 
Der zuständige Fachausschuss für Bauen und Umwelt der 
Stadt Blomberg hat in seiner Sitzung am 22. September 
2011 die 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 01/29 und 
die 3. Änderung des Flächennutzungsplanes als Entwurf 
einschließlich der öffentlichen Auslegung beschlossen. 
 
Entsprechend diesem Beschluss wird hiermit gem. § 3 Abs. 
2 BauGB bekannt gemacht, dass die Entwürfe der Pläne 
einschließlich Begründung in der Zeit vom 
 
19. Oktober bis 18. November 2011 (einschl.) 
 
im Fachbereich 60 – Bauen und Stadtentwicklung – der 
Stadt Blomberg, Marktplatz 2, 1. OG, während der Dienst-
stunden zu jedermanns Einsicht ausliegen. 
 
Während der Auslegungsfrist können Anregungen zu den 
geänderten Entwürfen schriftlich oder zur Niederschrift vor-
gebracht werden. 
 
Die Lage des Plangebietes ist den beigefügten Übersichts-
plänen zu entnehmen. 

 
Blomberg, den 23. September 2011 
 
 
Geise 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 10.10.2011 
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377 Anordnung der sofortigen Vollziehung im 

Rahmen der beschlossenen auslaufenden Auf-
lösung der Gemeinschaftsgrundschule Istrup 

 
Der Rat der Stadt Blomberg hat in seiner Sitzung am 
20.07.2011 folgenden Beschluss gefasst: 
 
"Gemäß § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 VwGO (Verwaltungsge-
richtsordnung) wird beschlossen: 
 
Die sofortige Vollziehung der am 20.07.2011vom Rat der 
Stadt Blomberg beschlossenen auslaufenden Auflösung 
der Gemeinschaftsgrundschule Istrup wird angeordnet, weil 
die Anordnung im öffentlichen Interesse liegt. 
 
Der Rat der Stadt Blomberg hat am 20.07.2011 die auslau-
fende Auflösung der Gemeinschaftsgrundschule Istrup be-
ginnend zum Schuljahr 2012/2013 (01.08.2012) beschlos-
sen. Dieser Beschluss ist von der Bezirksregierung Det-
mold mit Verfügung vom 09.08.2011 genehmigt worden. 
Der Ratsbeschluss ist im Kreisblatt – Amtsblatt des Kreises 
Lippe und seiner Städte und Gemeinden – am 25. August 
2011 veröffentlicht worden. 
 
Das öffentliche Interesse an der sofortigen Vollziehung des 
v. g. Beschluss des Rates zu der umzusetzenden Maß-
nahme an der Grundschule in Istrup besteht, weil die vor-
liegende Auflösung der Grundschule nach Art und Bedeu-
tung in besonderer Weise auf alsbaldige Durchsetzbarkeit 
ausgerichtet und angewiesen ist. 
 
Eine etwaige Klage Betroffener gegen den Ratsbeschluss 
hätte gemäß § 80 Abs. 1 Satz 1 VwGO aufschiebende Wir-
kung, durch die die Umsetzung der beschlossenen Maß-
nahme bis zum rechtskräftigen Abschluss eines Gerichts-
verfahrens suspendiert wäre. 
 
Im Falle der verwaltungsgerichtlichen Anfechtung des 
Ratsbeschlusses würde das öffentliche Vollzugsinteresse 
jedoch das Aufschubinteresse eines oder mehrerer 
Rechtsmittelführer überwiegen, so dass der Rat es für ge-
boten hält, vom gesetzlich vorgegebenen Regelfall des 
§ 80 Abs. 1 Satz 1 VwGO gemäß 
§ 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 VwGO abzuweichen und dem öf-
fentlichen Vollzugsinteresse am Ratsbeschluss vom 
20.07.2011 den Vorzug einzuräumen. Dabei ist dem Rat 
die besondere Ausnahmesituation bewusst. 
  
Die nicht absehbare, oft mehrjährige, zumindest aber 
mehrmonatige Dauer eines Klageverfahrens vor dem Ver-
waltungsgericht Minden bzw. in der Rechtsmittelinstanz vor 
dem Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-
Westfalen bis zum rechtskräftigen Abschluss, kann nicht 
abgewartet werden. Der Ratsbeschluss ist ein Schulorga-
nisationsakt. Der Schulorganisationsakt regelt als Verwal-
tungsakt besonderer Art nicht ein Verhältnis einer Behörde 
zu einem Einzelnen, sondern ist auf die Neuordnung der 
Schulorganisation im betroffenen Bereich gerichtet, die fol-
geweise eine Vielzahl von bestehenden und zukünftigen 
Rechtsbeziehungen zu Eltern, Schülern und Lehrern unab-
hängig davon betrifft, ob sie die Neuordnung ablehnen und 
vielfältige tatsächliche Auswirkungen auf die am Schulle-
ben Beteiligten oder andere Schulen entfaltet. 
 
 
 
 
 

 
Sämtliche rechtlich und tatsächlich Betroffenen - wie auch 
hier am Standort der betroffenen Grundschule - benötigen 
einen durch den Rat der Stadt Blomberg verbindlich festzu-
legenden Zeitpunkt des alsbaldigen Beginns der Umset-
zung des Schulorganisationsaktes, um ihr Verhalten in Be-
zug auf die ab dem Schuljahr 2012/13 zu besuchende 
Grundschule und auf Seiten der betroffenen Schulen ihre 
Organisation, Klassenbildung, Unterrichtsplanung und den 
Einsatz von Lehrkräften auf die Änderung der Schulorgani-
sation einrichten zu können. 
 
Da in Nordrhein-Westfalen in der Regel bis Mitte November 
des Vorjahres die Anmeldeverfahren an den Grundschulen 
für das nächste Schuljahr durchzuführen sind, besteht im 
Interesse der zuvor genannten Beteiligten und Betroffenen 
kurzfristiger Handlungsbedarf, um Rechtssicherheit zu 
schaffen.  
 
Diesem Ziel dient die Anordnung der sofortigen Vollziehung 
des Ratsbeschlusses vom 20.07.2011, die demgemäß im 
öffentlichen Interesse liegt. 
 
Demgemäß hat das Aufschubinteresse eines oder mehre-
rer Kläger zurückzutreten, da andernfalls die Umsetzung 
des Ratsbeschlusses möglicherweise für Jahre suspendiert 
wäre.“  
 
Blomberg, 29.09.2011 
 
 
Geise 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 10.10.2011 
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Stadt Detmold 
 
378 Öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwischen 

der Stadt Detmold und der Gemeinde August-
dorf über die gemeinsame Wahrnehmung der 
pflichtigen Dienstgeschäfte einer Standesbe-
amtin bzw. eines Standesbeamten im Vertre-
tungsfall 

 
hier: Genehmigung des Kreis Lippe gem. § 24 Abs. 2 Satz 
1 gem. Gesetz über kommunale Gemeinschaftsarbeit 
(GKG NRW)  
 
Der Landrat des Kreises Lippe als untere staatliche Verwal-
tungsbehörde hat unter dem Az.: 9.2-15 12 40-34 die o. a. 
öffentlich-rechtliche Vereinbarung am 19.09.2011 gem. § 
24 Abs. 2 Satz 1 i.V.m. § 29 Abs. 4 Satz 2 Nr. 2 des Ge-
setzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit NRW in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 01.10.1979 (GV. NRW. 
S. 621), zuletzt geändert durch Gesetz vom 12.05.2009 
(GV.NRW.S.298, 326) aufsichtsbehördlich genehmigt und 
im Kreis-Blatt Nr. 41 für den Kreis Lippe vom 26.09.2011, 
Nr. 357 bekannt gemacht. 
 
Auf die Bekanntgabe wird hiermit gemäß § 24 Abs. 3 Satz 
2 GKG NRW hingewiesen. 
 
Detmold, 27.09.2011  
 
 
Rainer Heller 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 10.10.2011 
 
 
 
379 Inkrafttreten des Bebauungsplanes 01-30/08A u. 

01-08A „Gartenstraße“, 4. (beschleunigte) Ände-
rung; Ortsteil: Detmold-Süd; Äderungsgebiet: 
Gemarkung Detmold, Flur 6, Flurstück 633 und 
Teilbereich des Flurstückes 458 

 
Der o. g. Bebauungsplan ist vom Rat der Stadt Detmold in 
seiner Sitzung am 29.09.2011 gem. § 10 Baugesetzbuch 
als Satzung beschlossen worden. 
 
Lage und Umfang des betroffenen Gebietes sind aus dem 
in dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug 
ersichtlich. 
 
Für die genaue Abgrenzung ist die in der Bebauungsplan-
unterlage vorgenommene Grenzeintragung verbindlich. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Gemäß § 10 des Baugesetzbuches wird mit Vollzug dieser 
Bekanntmachung der Bebauungsplan 
 
01-30/08A u. 01-08A „Gartenstraße“, 4. (beschleunigte) 
Änderung 
Ortsteil:  Detmold-Süd 
Änderungsgebiet: Gemarkung Detmold, Flur 6, 

Flurstück 633 und Teilbereich des 
Flurstückes 458 

 
rechtsverbindlich.  
 

 
Der Bebauungsplan wird mit der Begründung im Fachbe-
reich 6, Stadtentwicklung, der Stadt Detmold, Ferdinand-
Brune-Haus, Hintergebäude, Rosental 21, zu jedermanns 
Einsicht bereitgehalten. 
 
Hinweise 
 
1. Es wird darauf hingewiesen, dass die nach 

§ 214 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuches 
beachtlichen Verletzungen von Verfahrens- und 
Formvorschriften, eine unter Berücksichtigung des 
§ 214 Abs. 2 des Baugesetzbuches beachtliche 
Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des 
Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes, 
nach § 214 Abs. 3 Satz 2 des Baugesetzbuches 
beachtliche Mängel des Abwägungsvorganges sowie 
nach § 214 Abs. 2a des BauGB beachtliche Fehler 
unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines 
Jahres seit dieser Bekanntmachung schriftlich 
gegenüber der Stadt Detmold geltend gemacht worden 
sind. 
Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist 
darzulegen. 

 
2. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie 

Abs. 4 des Baugesetzbuches über die Entschädigung 
von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermö-
gensnachteilen sowie über die Fälligkeit und das Erlö-
schen entsprechender Entschädigungsansprüche wird 
hingewiesen. 

 
3. Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 

der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser 
Satzung kann gem. § 7 Abs. 6 GO NW nach Ablauf ei-
nes Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr gel-
tend gemacht werden, es sei denn 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt 
 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekannt gemacht worden 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vor-

her beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Detmold vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

 
Detmold, 30.09.2011 
 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 10.10.2011 
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380 Aufstellung der Flächennutzungsplanände-

rung Nr. 11 „Fußballgolfanlage Hohenloh“, 
Ortsteil: Detmold Nord, Änderungsgebiet: 
nördlich der Volkwinstraße und südlich der 
Start- und Landebahn der Flugplatzes 

 
Es wird hiermit gem. § 2 (1) Baugesetzbuch (BauGB) be-
kannt gemacht, dass der Ausschuss für Stadtentwicklung 
der Stadt Detmold in seiner Sitzung am 21.09.2011 
gem. § 41 (2) der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen die Einleitung des Verfahrens zur o. g. Än-
derung des Flächennutzungsplanes beschlossen hat (Auf-
stellungsbeschluss). 
 
Lage und Umfang des betroffenen Bereiches sind aus dem 
in dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug 
ersichtlich. 
 
Für die genaue Abgrenzung des betroffenen Gebietes ist 
die Grenzeintragung im Flurkartenauszug verbindlich. Die-
ser kann während der Zeiten des Publikumsverkehrs im 
Fachbereich 6, Stadtentwicklung, der Stadt Detmold, Fer-
dinand-Brune-Haus, Hintergebäude, Rosental 21, eingese-
hen werden. 
 
Detmold, 22.09.2011 
 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister  

Kr.Bl. Lippe 10.10.2011 
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381 Einleitung des vorhabenbezogenen Bebau-

ungsplanes 01-79 „Fußballgolfanlage Hohen-
loh“, Ortsteil: Detmold Nord, Plangebiet: Ge-
lände südlich der Flugplatzanlage Detmold, 
nördlich der Volkwinstraße, Gem. Detmold, 
Flur 14, Teilfläche aus Flurstück 319 

 
Es wird hiermit gem. § 2 (1) Baugesetzbuch (BauGB) be-
kannt gemacht, dass der Ausschuss für Stadtentwicklung 
der Stadt Detmold in seiner Sitzung am 21.09.2011 
gem. § 12 (2) BauGB und § 41 (2) der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen die Einleitung des o. g. 
Bebauungsplanverfahrens beschlossen hat (Einleitungsbe-
schluss). 
 
Lage und Umfang des betroffenen Bereiches sind aus dem 
in dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug 
ersichtlich. Für die genaue Abgrenzung des betroffenen 
Gebietes ist die Grenzeintragung im Flurkartenauszug ver-
bindlich. 
 
Dieser kann während der Zeiten des Publikumsverkehrs im 
Fachbereich 6, Stadtentwicklung, der Stadt Detmold, Fer-
dinand-Brune-Haus, Hintergebäude, Rosental 21, eingese-
hen werden. 
 
Detmold, 22.09.2011 
 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 10.10.2011 
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Stadt Horn-Bad Meinberg 
 
382 Inkrafttreten der 32. Änderung des Flächen-

nutzungsplanes der Stadt Horn-Bad Meinberg 
zur Darstellung eines Sondergebietes mit der 
Zweckbestimmung „regenerative Energienut-
zung / Photovoltaik“, Stadtort: östlich der 
Straße „Große Laue“ Stt. Heesten 

 
Die vom Rat der Stadt Horn-Bad Meinberg am 21.06.2011 
beschlossene 32. Änderung des Flächennutzungsplanes 
zur Darstellung eines Sondergebietes mit der Zweck-
bestimmung „regenerative Energienutzung / Photovoltaik“ 
an der Großen Laue, Stt. Heesten, ist von der Bezirks-
regierung Detmold mit Verfügung vom 19.09.2011, Az.: 
35.21.10-508/H.64, gem. § 6 (1) Baugesetzbuch genehmigt 
worden. 
 
Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem beige-
fügten Übersichtsplan ersichtlich. Für die genaue Abgren-
zung des Plangebietes ist die Grenzziehung in der zeichne-
rischen Darstellung verbindlich. 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
Gemäß § 6 (5) des Baugesetzbuches wird die vorstehende 
Erteilung der Genehmigung für die 32. Änderung des Flä-
chennutzungsplanes der Stadt Horn-Bad Meinberg hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 
 
Mit Vollzug diese Bekanntmachung wird die 32. Änderung 
des Flächennutzungsplanes wirksam. 
 
Die 32. Änderung des Flächennutzungsplanes wird ein-
schließlich der Begründung und der zusammenfassenden 
Erklärung beim Fachbereich Stadtentwicklung, Bauen und 
Liegenschaften der Stadt Horn-Bad Meinberg (Markt-
platz 2, 2. Obergeschoss) während der allgemeinen Öff-
nungszeiten auf Dauer zu jedermanns Einsicht bereit 
gehalten. Über den Inhalt der Änderung und des Erläute-
rungsberichtes wird auf Verlangen Auskunft gegeben.  
 
Hinweise 
 
1.  Es wird darauf hingewiesen, dass die nach 

§ 214 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuches beachtli-
chen Verletzungen von Verfahrens- und Formvorschrif-
ten, eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 des 
Baugesetzbuches beachtliche Verletzung der Vorschrif-
ten über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des 
Flächennutzungsplanes und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 
des Baugesetzbuches beachtliche Mängel des Abwä-
gungsvorganges unbeachtlich werden, wenn sie nicht 
innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
schriftlich gegenüber der Stadt Horn-Bad Meinberg gel-
tend gemacht worden sind. 

 Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist 
darzulegen. 

 
2. Eine Verletzung von Verfahrens- u. Formvorschriften der 

Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
GO NW beim Zustandekommen dieser Flächennut-
zungsplanänderung kann gem. § 7 Abs. 6 GO NW nach 
Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht 
mehr geltend gemacht werden, es sei denn 

 
 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 
 

Horn-Bad Meinberg, den 22.09.2011 
 
 
gez. 
Block 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 10.10.2011 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
383 Bebauungsplan He 1 „Solarkraftwerk Große 

Laue“ der Stadt Horn-Bad Meinberg, Stastteil 
Heesten, hier. Inkrafttreten 

 
Der Bebauungsplan He 1 „Solarkraftwerk Große Laue“ ist 
vom Rat der Stadt Horn-Bad Meinberg in seiner Sitzung 
am 21.06.2011 gem. § 10 des Baugesetzbuches als Sat-
zung beschlossen worden. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Gemäß § 10 Abs. 3 BauGB wird dieser Beschluss hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 
 
Mit Vollzug dieser Bekanntmachung wird der Bebauungs-
plan He 1 „Solarkraftwerk Große Laue“  rechtsverbindlich. 
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Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem dieser 
Bekanntmachung beigefügten Übersichtsplan ersichtlich. 
Für die genaue Abgrenzung des Plangebietes ist die 
Grenzziehung in der zeichnerischen Darstellung verbind-
lich. 
 
Der Bebauungsplan (Planzeichnung mit textlichen Festset-
zungen), die Begründung und die zusammenfassende Er-
klärung werden beim Fachbereich Stadtentwicklung, Bauen 
und Liegenschaften der Stadt Horn-Bad Meinberg (Markt-
platz 2, 2. Obergeschoss) während der allgemeinen Öff-
nungszeiten auf Dauer zu jedermanns Einsicht bereit 
gehalten; über den Inhalt wird auf Verlangen Auskunft ge-
geben. 
 
Hinweise 
 
Nach § 215 Abs. 1 BauGB werden  
1.  eine nach § 214 Abs. 1 Nr. 1-3 BauGB beachtliche 

Verletzung der dort bezeichneten Form- und Verfah-
rensvorschriften,  

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB 
beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Ver-
hältnis des Bebauungsplans und des Flächennut-
zungsplans und  

3. nach § 214 Abs. 3 Nr. 2 BauGB beachtliche Mängel 
des Abwägungsvorgangs,  

wenn sie nicht innerhalb von zwei Jahren seit Bekanntma-
chung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung 
des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend 
gemacht worden sind, unbeachtlich. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie 
Abs. 4 BauGB über die Entschädigung von durch den Be-
bauungsplan eintretenden Vermögensnachteilen sowie ü-
ber die Fälligkeit und das Erlöschen entsprechender Ent-
schädigungsansprüche wird hingewiesen. 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen –GO 
NRW– beim Zustandekommen dieser Satzung kann gem. 
§ 7 (6) GO NRW nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei 
denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher be-
anstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Horn-Bad Meinberg, den 22.09.2011 
 
 
gez. 
Block 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 10.10.2011 
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Alte Hansestadt Lemgo 
 
384 Widerspruchsrecht gegen Datenübermittlun-

gen und Einwilligungsrecht für Datenübermitt-
lungen 

 
Gemäß § 35 Absatz 6 des Meldegesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Meldegesetz NW - MG NW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 16.09.1997 
(GV.NW.S.332, ber. S. 386), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 05.04.2005 (GV.NW.S.263) weist die Meldebehörde 
auf Folgendes hin: 
 
1. Widerspruchsrecht gegen die Datenübermitt-
 lung aus dem Melderegister 
 
 In folgenden Fallen besteht das Recht, Wider-
 spruch gegen die Weitergabe von Daten durch die 
 Meldebehörde zu erheben: 
 

a) Übermittlung der Daten im Wege des automa-
tisierten Abrufs über das Internet (§ 34 Absatz 
1b MG NW) 

  
b) Weitergabe von Daten an Parteien, Wähler-

gruppen und andere Träger von Wahlvor-
schlägen im Zusammenhang mit Parlaments- 
und Kommunalwahlen (§ 35 Absatz 1 MG 
NW) 
 

c) Weitergabe von Daten an Antragsteller und 
Parteien im Zusammenhang mit Volksbegeh-
ren und Volksentscheiden sowie Bürgerbe-
gehren (§ 35 Absatz 2 MG NW) 

 
2. Erfordernis der Einwilligung für die Datenüber-
 mittlung aus dem Melderegister 
 
 In folgenden Fällen ist die Weitergabe von Daten 
 durch die Meldebehörde nur mit ausdrücklicher 
 Einwilligung der Betroffenen zulässig: 
 

a) Weitergabe von Daten über Alters- und Ehe-
jubiläen an Mitglieder parlamentarischer oder 
kommunaler Vertretungskörperschaften sowie 
Presse und Rundfunk (§ 35 Absatz 3 MG 
NW) 
 

b) Weitergabe von Daten an Adressbuchverlage 
zum Zweck der Veröffentlichung in gedruck-
ten Adressbüchern (§ 35 Absatz 4 MG NW). 

 
Die Datenübermittlung nach Ziffer 1 und 2 umfasst ge-
mäß § 22 Melderechtsrahmengesetz (MRRG) und § 35 MG 
NW die folgenden Angaben: 
 

1. Vor- und Familienname 
2. Doktorgrad 
3. Anschrift 
4. bei Ehe- und Altersjubiläen zusätzlich Tag und Art 

des Jubiläums 
 
 
 
 
 
 

 
Betroffene, die von ihrem Widerspruchs- bzw. Einwilli-
gungsrecht Gebrauch machen wollen, werden hiermit ge-
beten, die entsprechende Erklärung schriftlich oder zur 
Niederschrift bei der Alten Hansestadt Lemgo, Bürgerbüro, 
Marktplatz 3, 32657 Lemgo, abzugeben. Ein entsprechen-
der Vordruck wird hierfür bereitgehalten. 
 
Bei Personen unter 16 Jahren bedarf es der Unterschrift 
der Sorgeberechtigten. Der Widerspruch bzw. die Einwilli-
gung bedürfen keiner Begründung und bleiben bis auf Wi-
derruf gültig. 
 
Lemgo, 22.09.2011 
 
Alte Hansestadt Lemgo 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Austermann 

Kr.Bl. Lippe 10.10.2011 
 
 
 
385 Hinweis auf das Widerspruchsrecht gegen die 

Datenübermittlung aus dem Melderegister (§18 
Abs. 7 des Melderechtsrahmengesetzes-
MRRG) 

 
Gemäß § 58 Abs. 1 des Wehrpflichtgesetzes (WPflG) vom 
16. September 2008 (BGBl. I S. 1886) in der zurzeit gülti-
gen Fassung übermittelt die Stadt Lemgo als Meldebehör-
de zum Zweck der Übersendung von Informationsmaterial 
über Tätigkeiten in den Streitkräften dem Bundesamt für 
Wehrverwaltung jährlich bis zum 31. März folgende Daten 
zu Personen mit deutscher Staatsangehörigkeit, die im 
nächsten Jahr volljährig werden: 
 
Familienname, Vorname und gegenwärtige Anschrift 
 
Die Übermittlung der vorgenannten Daten unterbleibt, 
wenn der Betroffene ihr widersprochen hat (§ 18 Abs. 7 
MRRG). 
 
Auf dieses Widerspruchsrecht weise ich hiermit hin. 
 
Das Widerspruchsrecht bezüglich der Datenweitergabe 
nach § 18 Abs. 7 MRRG steht den Betroffenen ab der 
Vollendung des 15. Lebensjahres zu; sie bedürfen hierzu 
nicht der Einwilligung oder Genehmigung von Personen, 
die zu ihrer gesetzlichen Vertretung befugt sind. 
 
Der Widerspruch gegen die vorgenannte Datenübermitt-
lung ist an die Alte Hansestadt Lemgo, Bürgerbüro – Kun-
denberatung, 32655 Lemgo zu richten oder direkt bei der 
Alten Hansestadt Lemgo, Bürgerbüro – Kundenberatung, 
Ballhaus, Marktplatz 3, 32657 Lemgo einzulegen. 
 
Der Widerspruch bleibt bis auf Widerruf gültig. 
 
Lemgo, den 22.09.2011 
 
Alte Hansestadt Lemgo 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Austermann 

Kr.Bl. Lippe 10.10.2011 
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Gemeinde Schlangen 
 
386 Satzung über die Kostenerstattung und die Er-

hebung von Gebühren für die Gestellung von 
Brandsicherheitswachen sowie für freiwillige 
Leistungen der Freiwilligen Feuerwehr der 
Gemeinde Schlangen vom 10. November 2001 

 
(I.d.F. der 2. Änderungssatzung vom 11.Oktober 2011) 
 
Aufgrund der §§ 7 und 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstaben f und i 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GO NW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV NW S. 666) in der z. Zt. gültigen Fassung, 
des § 41 Abs. 3 des Gesetzes über den Feuerschutz und 
die Hilfeleistung (FSHG) vom 10.02.1998 (GV NW S.122) 
in der z. Zt. gültigen Fassung und der §§ 1,2,4 und 6 des 
Kommunalabgaben-Gesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen vom 21.10.1969 (GV NW S. 712) in der z. Zt. 
gültigen Fassung  hat der Rat der Gemeinde Schlangen in 
seiner Sitzung am 14.07.2011 folgende 2. Satzung zur Än-
derung der Satzung über die Kostenerstattung und die Er-
hebung von Gebühren für die Gestellung von Brandsicher-
heitswachen sowie für freiwillige Leistungen der Freiwilli-
gen Feuerwehr der Gemeinde Schlangen vom 10. Novem-
ber 2001 beschlossen: 
 

§ 1 
Gebührenpflicht 

 
Die Gemeinde Schlangen unterhält zur Bekämpfung von 
Schadenfeuer sowie zur Hilfeleistung bei  
Unglücksfällen und bei solchen öffentlichen Notständen, 
die durch Naturereignisse, Explosionen und ähnliche Vor-
kommnisse verursacht werden, eine Freiwillige Feuerwehr 
nach Maßgabe des Feuerschutz-und Hilfeleistungsgeset-
zes (FSHG). Einsätze in diesem Rahmen sind unentgelt-
lich, soweit diese Satzung und die Satzung über die Erhe-
bung von Gebühren für die Durchführung der Brandschau 
in der Gemeinde Schlangen vom 10. November 2001 
nichts anderes bestimmen.  
 

§ 2 
Kostenersatz 

 
Für die nachfolgend aufgeführten Einsätze der Freiwilligen 
Feuerwehr wird der Ersatz von entstandenen Kosten ver-
langt : 
 
1. Von dem Verursacher, wenn er die Gefahr oder den 

Schaden vorsätzlich herbeigeführt hat, 
 
2. von dem Betreiber von Anlagen oder Einrichtungen 

gemäß § 24 Abs. 1 Satz 1 FSHG im Rahmen ihrer Ge-
fährdungshaftung nach sonstigen Vorschriften, 

 
3. von dem Fahrzeughalter, wenn die Gefahr oder der 

Schaden beim Betrieb von Kraft-, Schienen-, Luft- oder 
Wasserfahrzeugen entstanden ist, sowie von dem Er-
satzpflichtigen in sonstigen Fällen der Gefährdungshaf-
tung, 

 
 
 
 
 
 

 
4. von dem Transportunternehmer, Eigentümer, Besitzer 

oder sonstigen Nutzungsberechtigten, wenn die Gefahr 
oder der Schaden bei der Beförderung von brennbaren 
Flüssigkeiten im Sinne der Verordnung über brennbare 
Flüssigkeiten (VbF) vom 13. Dezember 1996 (BGBl. I 
S. 1937) in der jeweils geltenden Fassung oder von be-
sonders feuergefährlichen Stoffen oder gefährlichen 
Gütern im Sinne der Gefahrgutverordnung Straße 
(GGVS) vom 12. Dezember 1996 (BGBl. I S. 1886) in 
der jeweils geltenden Fassung oder § 19 g Abs. 5 Was-
serhaushaltsgesetz (WHG) vom 12. November 1996 
(BGBl. I 1695) in der jeweils geltenden Fassung ent-
standen ist, 

 
5. von dem Eigentümer, Besitzer oder sonstigen Nut-

zungsberechtigten, wenn die Gefahr oder der Schaden 
beim sonstigen Umgang mit brennbaren Flüssigkeiten 
oder besonders feuergefährlichen Stoffen oder gefährli-
chen Gütern gem. Abs. 4 entstanden ist, soweit es sich 
nicht um Brände handelt, 

 
6. vom Eigentümer, Besitzer oder sonstigen Nutzungsbe-

rechtigten einer Brandmeldeanlage außer in Fällen 
nach Abs. 7, wenn der Einsatz Folge einer nicht be-
stimmungsgemäßen oder missbräuchlichen Auslösung 
war, 

 
7. von einem Sicherheitsdienst, wenn dessen Mitarbeiter 

eine Brandmeldung ohne eine für den Einsatz  der Feu-
erwehr erforderliche Prüfung weitergeleitet hat, 

 
8. von demjenigen, der vorsätzlich grundlos die Feuer-

wehr alarmiert. 
 
Besteht neben der Pflicht der Feuerwehr zur Hilfeleistung 
die Pflicht einer anderen Behörde oder Einrichtung zur 
Schadensverhütung und Schadensbekämpfung, so sind 
der Gemeinde die Kosten für den Feuerwehreinsatz vom 
Rechtsträger der anderen Behörde oder Einrichtung zu er-
statten, sofern ein Kostenersatz nach Satz 1 nicht möglich 
ist. 
 

§ 3 
Gebühren 

 
(1) Für die Gestellung von Brandsicherheitswachen sowie 
für die freiwilligen Leistungen der Feuerwehr werden Ge-
bühren erhoben. 
 
(2) Die Leistungen nach Abs. 1 können von der Zahlung 
eines angemessenen Vorschusses oder von der Bereitstel-
lung einer angemessenen Sicherheit abhängig gemacht 
werden. 
 
(3) Auf freiwillige Leistungen der Feuerwehr besteht kein 
Rechtsanspruch. 
 
(4) Bei freiwilligen Leistungen ist die Haftung der Gemein-
de Schlangen auf Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit be-
schränkt. Bei Schäden Dritter hat der Gebührenpflichtige 
die Gemeinde Schlangen von Ersatzansprüchen freizustel-
len, es sei denn, dass der Feuerwehr grobe Fahrlässigkeit 
oder Vorsatz zur Last fällt. 
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§ 4 

Berechnungsgrundlage 
 
(1) Der Kostenersatz und die Gebühren werden nach der 
Dauer der Amtshandlung und nach der Zahl der eingesetz-
ten Kräfte, Fahrzeuge und Geräte sowie den weiteren 
Sachkosten bemessen. Die Bemessung erfolgt nach den in 
den Absätzen 2 bis 5 aufgestellten Grundsätzen. Die jewei-
lige Höhe ist dem anliegenden Tarif zu entnehmen, der Be-
standteil dieser Satzung ist. Ausgenommen davon sind 
Einsätze nach § 2 Nr. 6, 7 und 8 der Satzung. Für diese 
Einsätze wird abweichend von der Berechnung nach Abs.  
2 bis Abs. 4 jeweils eine Pauschale nach Maßgabe des an-
liegenden Tarifs berechnet. 
 
(2) Die Personalkosten und die Fahrzeug- und Gerätekos-
ten berechnen sich bei Einsätzen, bei Brandsicherheitswa-
chen und den freiwilligen Leistungen der Feuerwehr auf 
Grund der Einsatzzeit. Abgerechnet wird der Personalein-
satz sowie der Fahrzeug- und Geräteeinsatz nach Einsatz-
stunden. Angefangene Einsatzstunden werden in Zeitab-
schnitten von jeweils 15 Minuten abgerechnet.  
 
(3) Die Personalkosten berechnen sich nach der Einsatz-
zeit. Sie beginnt mit dem Zeitpunkt der Alarmierung durch 
die Leitstelle und endet mit der Rückkehr zum Gerätehaus. 
Maßgeblich ist insofern der Einsatzbericht. Bei Einsätzen, 
die eine besondere Reinigung der Fahrzeuge und Geräte 
erforderlich machen, wird die Zeit für die Reinigung der 
Einsatzzeit hinzugerechnet. Geht eine Alarmierung durch 
die Leitstelle nicht voraus, so findet Satz 1 mit der Maßga-
be entsprechende Anwendung, dass zur Einsatzzeit die 
Anfahrzeit zum Einsatzort gehört.  
 
(4) Sachkosten, wie Schaummittel, Ölbindemittel usw. wer-
den zusätzlich zu den Personal-, Fahrzeug- und Geräte-
kosten nach Maßgabe des anliegenden Tarifs, der Be-
standteil dieser Satzung ist, berechnet. 
 
(5) Sondervereinbarungen für die Gestellung von Brandsi-
cherheitswachen bei nicht gewerbsmäßigen Veranstaltun-
gen können abweichend von den Absätzen 1 bis 3 getrof-
fen werden. Für Leistungen, die in dem Gebührentarif nicht 
berücksichtigt sind, gilt Entsprechendes. 
 

§ 5 
Befreiung von Gebühren und Kostenerstattung 

 
(1) Von dem Ersatz der Kosten oder der Erhebung von 
Gebühren kann abgesehen werden, soweit dies nach Lage 
des Einzelfalles eine unbillige Härte wäre oder auf Grund 
gemeindlichen Interesses gerechtfertigt ist. 
 
(2) Über die Befreiung entscheidet der Bürgermeister. 
 

§ 5a 
Inanspruchnahme privater Unternehmen und Hilfsor-

ganisationen 
 
(1) Die Feuerwehr kann zur Unterstützung bei Leistungen 
im Sinne des § 1 private Unternehmen und/oder Hilfsorga-
nisationen beauftragen. Über die Beauftragung entscheidet 
der Leiter der Feuerwehr. Ein Rechtsanspruch auf Beauf-
tragung besteht nicht. 
 
 
 
 

 
(2) Für die Beauftragung privater Unternehmen und/oder 
Hilfsorganisationen wird Kostenersatz geltend gemacht. 
Die Höhe des geltend gemachten Kostenersatzes richtet 
sich nach den tatsächlich angefallenen Kosten. 
 
(3) § 5 der Satzung gilt entsprechend. 
 

§ 6 
Kostenschuldner 

 
(1) Wer bei Einsätzen nach § 41 Abs. 2 FSHG kostener-
satzpflichtig ist, regelt § 2 Abs. 1. Wird der Einsatz von 
mehreren in Anspruch genommen, so ist jeder zahlungs-
pflichtig. Mehrere Zahlungspflichtige haften als Gesamt-
schuldner. 
 
(2) Bei Brandsicherheitswachen und freiwilligen Hilfeleis-
tungen ist zur Zahlung des Entgeltes verpflichtet, wer die 
Leistungen selbst oder durch einen Dritten, dessen Hand-
lung ihm zuzurechnen ist, veranlasst hat, sowie derjenige, 
zu dessen Gunsten sie vorgenommen wurden. 

 
Wird die Leistung von mehreren in Anspruch genommen, 
so ist jeder zahlungspflichtig, mehrere Zah-lungspflichtige 
haften als Gesamtschuldner. 
 

§ 7 
Gebührenfestsetzung, Fälligkeit, Beitreibung 

 
(1) Die Gebühren werden von dem Bürgermeister durch 
Leistungsbescheid festgesetzt und geltend gemacht. 
 
(2) Sie werden 2 Wochen nach Erhalt des Bescheides fäl-
lig. 
 
(3) Rückständige Gebühren unterliegen der Beitreibung im 
Verwaltungszwangsverfahren nach Maßgabe des Verwal-
tungsvollstreckungsgesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen vom 13. Mai 1980 (GV NW S. 510) in der jeweils 
geltenden Fassung. 
 
 
(4) Die Stundung und der Erlass von Gebühren richtet sich 
nach den Vorschriften des Kommunalabgabengesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen. 
 

§ 8 
Schlussvorschriften 

 
(1) Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntma-
chung in Kraft. 
 
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung über die Kostenerstattung 
und die Erhebung von Gebühren für die Gestellung von 
Brandsicherheitswachen sowie für freiwillige Leistungen 
der Freiwilligen Feuerwehr der Gemeinde Schlangen i.d.F. 
der 1. Änderungssatzung vom 23.09.2008 außer Kraft. 
 

Tarif 
 
gemäß § 4 der Satzung über die Kostenerstattung und 
die Erhebung von Gebühren für die Gestellung von 
Brandsicherheitswachen sowie für freiwillige Leistun-
gen der Freiwilligen Feuerwehr der Gemeinde Schlan-
gen vom 10. November 2001 
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I. Persönliche Leistung 
 
Einsatz je Feuerwehrmann und Stunde 27,50 Euro 
 
II. Sächliche Leistungen 
 
1. Benutzung aller Fahrzeuge einschließlich feuerwehr-

technischer Beladung ohne Fahrer je Fahrzeug und 
Stunde 

 
a) ELW / MTF  30,50 Euro 
b) alle übrigen Feuerwehrfahrzeuge 71,50 Euro 

 
2. Sonstige Geräte 

a) je Stunde Tragkraftspritze 20,00 Euro 
 Schlamm- oder  
 Tauchpumpe 10,00 Euro 
 Motorsäge oder  
 Trennschleifer 18,00 Euro 
 Stromaggregat 25,50 Euro 
 Öl- oder Wasser- 
 staubsauger 18,00 Euro 
 
   
b) je Tag  B-Druckschlauch 10,00 Euro 
 C-Druckschlauch 7,00 Euro 
 wasserführende  
 Armaturen je Stück 5,00 Euro 
 Flutlicht- 
 scheinwerfer 5,00 Euro 
 Kabeltrommel 10,00 Euro 
 tragbare Leitern  
 aller Art 15,00 Euro 
 sonstige Kleingeräte  

  (z.B. Seile usw.)  5,00 Euro 
 
3. Sauerstoff, Pressluft, Schaummittel, Löschpulver, Fil-

tereinsätze, Ölaufsaugemittel, Kunststoffplanen, Säcke 
und sonstige Verbrauchsmittel werden zu Tagespreisen 
gesondert berechnet. 

 
4. Für Einsätze nach § 2 Nr. 6*), 7 und 8  358,00 Euro 
 
5. Sonstiges 

Auslagen aller Art sind durch die in diesem Tarif festge-
setzten Gebühren nicht abgegolten und werden beson-
ders berechnet. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 2. Satzung zur Änderung der Satzung ü-
ber die Kostenerstattung und die Erhebung von Gebühren 
für die Gestellung von Brandsicherheitswachen sowie für 
freiwillige Leistungen der Freiwilligen Feuerwehr der Ge-
meinde Schlangen wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 
 
 
 
 
 
 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht  
durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher be-
anstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Gemeinde Schlangen vorher gerügt und dabei  
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 

 
Schlangen, 10. Oktober 2011 
 
Gemeinde Schlangen 
Der Bürgermeister 
 
 
Ulrich Knorr 

 
 

*) I.d.F. der 2. Änderungssatzung vom 11.10.2011   
 

Kr.Bl. Lippe 10.10.2011 
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Sparkasse Detmold 
 
387 Aufgebote von Sparkassenbüchern 
 
Das Aufgebot der in Verlust geratenen Sparkassenbücher 
Nr. 
 
309.067.569 342.264.322 355.004.474 
 
unserer Sparkasse ist beantragt  worden. 
 
Die Inhaber der Sparkassenbücher werden aufgefordert, 
spätestens in dem auf  
 
Freitag, den 13. Januar 2012 
 
im Gebäude der Sparkasse Detmold in Detmold, Pauli-
nenstr. 34, anberaumten Aufgebotstermin ihre Rechte gel-
tend zu machen und die Sparkassenbücher vorzulegen, 
widrigenfalls die Kraftloserklärung der Sparkassenbücher 
gemäß § 16 Abs. 2 Ziffer 6 der Verordnung über den Be-
trieb und die Geschäfte der Sparkassen (SpkVO) NW vom 
15. Dezember 1995 erfolgen wird. 
 
Detmold, den 30. September 2011 
 
 
Sparkasse Detmold 
Der Vorstand 

Kr.Bl. Lippe 10.10.2011 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Zweckverband Volkshochschule  
Lippe-West 
 
388 Jahresabschluss zum 31.12.2010 
 
Die Zweckverbandsversammlung der Volkshochschule 
Lippe-West hat am 05.07.2011 den Jahresabschluss zum 
31.12.2010 festgestellt und über die Verwendung des Jah-
resüberschusses wie folgt beschlossen: 
 
„Der Jahresüberschuss von 15.894,53 € wird in Höhe des 
Verlustes des Vorjahres von 2.245,60 € der Ausgleichs-
rücklage und der Restbetrag von 13.648,93 € der allgemei-
nen Rücklage zugeführt.“ 
 
Der Jahresabschluss zum 31.12.2010 wird ab dem 
01.11.2011 bis zur Feststellung des Jahresabschlusses für 
das Jahr 2011 in der Volkshochschule Lippe-West, Lange 
Str. 124, 32791 Lage im ersten Oberschoss, Raum 212, 
zur Einsichtnahme verfügbar gehalten. 
 
Der abschließende Vermerk der Gemeindeprüfungsanstalt 
NRW (GPA) in Herne über die Prüfung des Jahresab-
schlusses lautet wie folgt: 
 
Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetzlicher Ab-
schlussprüfer des Zweckverbandes Volkshochschule 
Lippe-West. Zur Durchführung der Jahresabschlussprüfung 
zum 31.12.2010 hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaft Dr. Stückmann und Partner, Bielefeld, bedient. 
Diese hat mit Datum vom 09.06.2011 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk er-
teilt.  
„Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter Einbe-
ziehung der Buchführung und den Lagebericht des Zweck-
verband Volkshochschule Lippe-West, Lage, für das Ge-
schäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2010 geprüft. 
Die Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss 
und Lagebericht nach den deutschen handelsrechtlichen 
Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen der Sat-
zung liegen in der Verantwortung der gesetzlichen Vertre-
ter des Zweckverbands. Unsere Aufgabe ist es, auf der 
Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Beur-
teilung über den Jahresabschluss unter Einbeziehung der 
Buchführung und über den Lagebericht abzugeben. 
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Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 
HGB und § 106 GO NW unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorge-
nommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und durch-
zuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf 
die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter Be-
achtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit 
hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festle-
gung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über 
die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und 
rechtliche Umfeld des Zweckverbands sowie die Erwartun-
gen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der 
Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbe-
zogenen internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die 
Angaben in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebe-
richt überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. 
Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bi-
lanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzun-
gen der gesetzlichen Vertreter des Zweckverbands sowie 
die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts. Wir sind der Auffassung, 
dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage 
für unsere Beurteilung bildet. 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss 
den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden Be-
stimmungen der Satzung und vermittelt unter Beachtung 
der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage des Zweckverbands. 
Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresab-
schluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der 
Lage des Zweckverbands und stellt die Chancen und Risi-
ken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.“ 
Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft Dr. Stückmann und Partner ausgewertet 
und eine Analyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. 
Sie kommt dabei zu folgendem Ergebnis: 
Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird voll-
inhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß § 3 der 
Verordnung über die Durchführung der Jahresabschluss-
prüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspflichtigen Einrich-
tungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA NRW nicht erfor-
derlich. 
Herne, den 22.08.2011 
GPA NRW 
Abschlussprüfung - Beratung - Revision 
Im Auftrag 
 
Matthias Middel 
 
Vorstehender Prüfvermerk wird hiermit gemäß § 3 (5) der 
Verordnung über die Durchführung der 
Jahresabschlussprüfung bei Eigenbetrieben und 
prüfungspflichtigen Einrichtungen (JAP DVO) bekannt 
gemacht. 
 
 
Gez. Christian Liebrecht 
   -Zweckverbandsvorsteher- 

Kr.Bl. Lippe 10.10.2011 
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